
 
Dringlicher Berichtsantrag  
des Abg. Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
und Fraktion 
betreffend Jobcenter 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Ausschuss für Arbeit, Familie und 
Gesundheit über folgenden Gegenstand zu berichten: 
 
1.  Welche Position vertritt die Landesregierung bei der zukünftigen 

Neuordnung der Aufgaben der Jobcenter genau? 
 
2.  Tritt sie für eine Grundgesetzänderung ein, die vorsieht, dass die 

Arbeitsgemeinschaften erhalten werden können? 
 
3.  Wenn ja, wird die Landesregierung im Bundesrat gegen ein Gesetz 

stimmen, das die Trennung der Aufgaben, also das faktische Ende 
der ARGEn vorsieht? 

 
4.  Wenn nein, warum nicht? 
 
5.  Welche Position vertritt die Landesregierung zu der Frage bei der 

juristischen Einschätzung, dass die getrennte Wahrnehmung der Auf-
gaben und damit die Kompetenzerweiterung der Bundesagentur für 
Arbeit ebenfalls grundgesetzwidrig ist? 

 
Wiesbaden, 22. Dezember 2009 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir  

Marcus Bocklet 
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 22. 12. 2009 
Dem Ausschuss für 

Arbeit, Familie und Gesundheit 
überwiesen 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


